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Notwendiges Vorwissen: Eigentumsgarantie, allgemeiner Gleichheitssatz, kon-
krete Normenkontrolle

Behandelte Themen: Mietpreisbremse, Art. 14 GG, Art. 3 I GG, konkrete Normen-
kontrolle

Schwierigkeitsgrad: Examen; 5 Stunden Bearbeitungszeit

Sachverhalt

Aufgrund der seit Jahren stark ansteigenden Mieten in prosperierenden Städten
schaffte der Gesetzgeber im Jahr 2015 mit einer formell rechtmäßigen Änderung
des Mietrechts einen Katalog von Vorschriften zur Regulierung der Miethöhe bei
Mietbeginn im nicht preisgebundenen Wohnraum (sogenannte „Mietpreisbrem-
se“). Mit der Regulierung derMiethöhewollte der Gesetzgeber den stark ansteigen-
den, teilweise in erheblichem Maß über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen-
den Mieten bei der Wiedervermietung von Bestandswohnungen begegnen. Durch
die Dämpfung des Mietanstiegs sollte der dauerhaften Verdrängung von wirt-
schaftlich weniger leistungsfähigen Bevölkerungsgruppen aus stark nachgefrag-
ten Wohnquartieren entgegenwirkt werden. Insbesondere Familien mit Kindern
sollte in größerem Umfang ermöglicht werden, auch innerhalb ihres angestamm-
ten „Quartieres“ und nicht nur in bisher weniger von Mietanstiegen betroffene
Randlagen umzuziehen. Wohnungen sollten bezahlbar bleiben und Anreize für
Verdrängungsmaßnahmen verringert werden. Zugleich sollte durch die Orientie-
rung amMietspiegel die Wirtschaftlichkeit der Vermietung sichergestellt werden.

Das BGB wird um folgende zentrale Neuregelung ergänzt:

§ 556d Zulässige Miete bei Mietbeginn; Verordnungsermächtigung
(1) Wird ein Mietvertrag über Wohnraum abgeschlossen, der in einem durch Rechts-
verordnung nach Absatz 2 bestimmten Gebiet mit einem angespannten Wohnungs-
markt liegt, so darf die Miete zu Beginn des Mietverhältnisses die ortsübliche Ver-
gleichsmiete (§ 558 Absatz 2) höchstens um 10 Prozent übersteigen.
(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, Gebiete mit angespannten Woh-
nungsmärkten durch Rechtsverordnung für die Dauer von höchstens 5 Jahren zu be-
stimmen. Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten liegen vor, wenn die ausrei-
chende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen in einer Gemeinde oder
einem Teil der Gemeinde zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist.
Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn
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1. die Mieten deutlich stärker steigen als im bundesweiten Durchschnitt,
2. die durchschnittliche Mietbelastung der Haushalte den bundesweiten Durch-

schnitt deutlich übersteigt,
3. die Wohnbevölkerung wächst, ohne dass durch Neubautätigkeit insoweit erfor-

derlicher Wohnraum geschaffen wird, oder
4. geringer Leerstand bei großer Nachfrage besteht.

Eine Rechtsverordnung nach Satz 1 muss spätestens am 31. Dezember 2020 in Kraft
treten. Sie muss begründet werden. Aus der Begründung muss sich ergeben, auf
Grund welcher Tatsachen ein Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt im
Einzelfall vorliegt. Ferner muss sich aus der Begründung ergeben, welche Maßnah-
men die Landesregierung in dem nach Satz 1 durch die Rechtsverordnung jeweils be-
stimmten Gebiet und Zeitraum ergreifen wird, um Abhilfe zu schaffen.

§ 558 Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete
(1) […]
(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den üblichen Entgelten, die in
der Gemeinde oder einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage einschließlich der energetischen
Ausstattung und Beschaffenheit in den letzten sechs Jahren vereinbart oder, von Er-
höhungen nach § 560 abgesehen, geändert worden sind. Ausgenommen ist Wohn-
raum, bei dem die Miethöhe durch Gesetz oder im Zusammenhang mit einer Förder-
zusage festgelegt worden ist.
(3–6) […]

Diese Regelungen werden zudem um Ausnahmevorschriften ergänzt: So können
Vermieter:innen weiterhin eine Miete in Höhe der Miete, die der vorherige Mieter
zuletzt schuldete (Vormiete) vereinbaren, auch wenn diese die nach § 556d I BGB
festgelegte Miete übersteigt. Auch gilt die Mietpreisbremse nicht für kürzlich um-
fassend modernisierte und erstmals genutzte Wohnungen. Sanktionen für Ver-
mieter:innen, die diese Regelungen missachten, sind nicht vorgesehen.

Für die Stadt Berlin erließ der Senat von Berlin eine Rechtsverordnung nach
§ 556d II BGB, welche das gesamte Stadtgebiet von Berlin für die Dauer von fünf
Jahren zu einem angespannten Wohnungsmarkt im Sinne des § 556d I BGB er-
klärt.

Frau Nguyen (N) zieht im Sommer 2016 in das Berliner Stadtgebiet, um eine
Stelle als Elektrikerin anzutreten. Ihr Mietvertrag sieht eine weit über der höchst-
zulässigen Miete gemäß § 556d I BGB liegende Miete vor. Sie wendet sich darauf-
hin an das Amtsgericht und beantragt die Feststellung, dass sie nur eine dem
§ 556d I BGB entsprechende Miete zahlen müsse. Das Amtsgericht gibt der Klage
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statt, da die bei Mietbeginn vereinbarte Miete die höchstzulässige Miete über-
steigt.

Daraufhin legt die Eigentümerin und Vermieterin Frau Bakis (B) die – zulässi-
ge – Berufung beim LG Berlin ein. Sie ist der Meinung, dass die Vorschrift des
§ 556d I BGB nicht sinnvoll in den aus ihrer Sicht funktionierenden Mietmarkt ein-
greife. Sie fühle sich durch die Regelung regelrecht enteignet. Dagegen schütze
sie doch aber das Grundgesetz. Sie möchte selbst über die Nutzung ihres Eigen-
tums bestimmen und würde Ihre Wohnung gerne für eine von ihr festgelegte Mie-
te an zahlungskräftige Mieter:innen vermieten. Überhaupt würden sich ja noch
viel mehr potentielle Mieter:innen als bisher bei ihr melden, wenn sie ihre Woh-
nung auch noch günstiger anbieten würde. Sie wolle gar nicht mit so vielen Men-
schen über die Wohnung kommunizieren. Auch wenn sie unter diesen Umstän-
den neue Mieter:innen wählen würde, würden trotzdem zahlungskräftige Mieter:
innen besonders profitieren und bekämen dann mit hoher Wahrscheinlichkeit die
von ihnen gewünschte Wohnung zum gedeckelten Preis. Es könne doch nicht ge-
wollt sein, dass sie sich unter diesen Umständen mit noch mehr potentiellen Mie-
ter:innen herumschlagen müsse. Zudem sei die Gentrifizierung Berlins doch gar
nicht so schlecht. Sie brächte viele Vorteile für die Stadt. Neue, wohlhabende Be-
wohner:innen brächten neue Lebendigkeit und Attraktivität und die Stadtviertel
würden so renovierter, sauberer und insgesamt schöner und lebenswerter wer-
den. Auf diese Weise würden sich Problemviertel zu attraktiven Wohngegenden
wandeln. Zudem findet sie, der Staat könne weniger zahlungskräftige Mieter auch
anders unterstützen. Er könne beispielsweise ein Wohngeld zahlen, um ein Ver-
bleiben im angestammten Wohnquartier zu ermöglichen.

Die Richter:innen des LG Berlin haben zudem aus einemweiteren von ihnen zu
entscheidendenVerfahrenKenntnis davon erhalten, dassVermieter:innen inMeck-
lenburg-Vorpommern eine deutlich niedrigere Beeinträchtigung durch die „Miet-
preisbremse“ trifft.Dies liegt vorallemandemniedrigerenMietenspiegel bei gleich-
zeitig nur geringfügig ansteigenden Mieten. Zugleich trägt der Vermieter Herr Azizi
(A) indemanderenVerfahrenvor, dass ernurdieseseineMietshaushabe,damit sei-
nen Lebensunterhalt bestreite und sich nicht mit großen und mächtigen „Miethai-
en“ gleichsetzen lassenwolle, die dieses Geschäft gewerblich betrieben.

DasLGBerlin hält dieVorschrift des § 556d I BGB für verfassungswidrig undbe-
rät nun über dieweiteren Schritte. Es entscheidet, sich an das BVerfG zuwenden.

Fallfrage

Ist das vor dem BVerfG durchgeführte Verfahren zulässig und begründet?
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Lösung

Fraglich ist, ob die Vorlage an das BVerfG zulässig und begründet ist.

A. Zulässigkeit

Zu prüfen ist, ob die Vorlage zulässig ist.

1 Weiterführendes Wissen

Das LG Berlin muss, wenn es von der Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes überzeugt ist, auf
dessen Gültigkeit es für die Entscheidung ankommt, das Verfahren aussetzen und, wenn es sich
um die Verletzung des Grundgesetzes handelt, die Entscheidung des BVerfG einholen (siehe
Art. 100 I 1 Alt. 2 GG, sogenannte „konkrete Normenkontrolle“).1

I. Vorlageberechtigung
Das LG Berlin müsste vorlageberechtigt sein. Vorlageberechtigt sind gemäß
Art. 100 I 1 GG Gerichte. Dies sind gemäß Art. 92 GG unter anderem die Gerichte
der Länder. Das LG Berlin ist ein solches Gericht und damit vorlageberechtigt.

II. Vorlagegegenstand
Fraglich ist, ob es sich bei § 556d BGB um einen tauglichen Vorlagegegenstand
handelt. Gemäß Art. 100 I 1 GG sind Gesetze ein tauglicher Vorlagegegenstand.
Diese müssen förmlich und nachkonstitutionell sein.

1 Weiterführendes Wissen

Nachkonstitutionelle Gesetze sind solche, die nach dem Inkrafttreten des Grundgesetzes erlas-
sen wurden beziehungsweise vorkonstitutionell erlassene Gesetze, deren Geltung der Gesetz-
geber nach inkrafttreten des Grundgesetzes in seinen Willen aufgenommen hat. Gesetze müssen
nachkonstitutionell sein, weil das vorlegende Gericht nur in diesem Fall die Autorität des Par-
laments in Frage stellt.2

1 Siehe zur konkreten Normenkontrolle Chiofalo, § 21, im OpenRewi Lehrbuch Staatsorganisati-
onsrecht.
2 Vgl. Morgenthaler, in: BeckOK GG, 47. Ed. 15.5.2021, § 100 Rn. 12.
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Beides trifft auf § 556d BGB zu. Somit handelt es sich hierbei um einen tauglichen
Vorlagegegenstand.

III. Überzeugung des vorlegenden Gerichts von der Verfassungswidrigkeit
Zudem müsste das vorlegende Gericht von der Verfassungswidrigkeit des Geset-
zes überzeugt sein. Zweifel an der Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes reichen
hierfür nicht aus. Laut Sachverhalt ist das LG Berlin von der Verfassungswidrig-
keit des § 556d BGB überzeugt.

IV. Entscheidungserheblichkeit
Zudem muss die Entscheidungserheblichkeit gegeben sein. Bei Verfassungsmä-
ßigkeit des § 556d BGB ist die vereinbarte Miete (teilweise) unwirksam, ist § 556d
BGB verfassungswidrig, ist die vereinbarte Miete hingegen wirksam. Bei Gültig-
keit der Norm müsste also eine andere Entscheidung ergehen, als wenn die Norm
ungültig ist: Bei Verfassungsmäßigkeit des § 556d BGB hätte die Berufung Erfolg,
bei Verfassungswidrigkeit nicht. Von dieser Einordnung hängt der Ausgang des
Verfahrens ab. Damit ist die zu klärende Frage entscheidungserheblich.

V. Form und Begründung
Die Form der Vorlage richtet sich nach §§ 80 II, 23 I BVerfGG. Sie ist schriftlich ein-
zureichen und zu begründen (§ 23 I 1, 2 Hs. 1 BVerfGG). Sie muss angeben, inwie-
fern von der Gültigkeit der Rechtsvorschrift die Entscheidung des Gerichts abhän-
gig ist und mit welcher übergeordneten Rechtsnorm sie unvereinbar ist (§ 23 II
BVerfGG). Mangels Angaben im Sachverhalt ist von der Einhaltung dieser Anfor-
derungen auszugehen.

VI. Zwischenergebnis
Die Vorlage des LG Berlin ist zulässig.

B. Begründetheit

Die Vorlage ist begründet, wenn das vorgelegte Bundesgesetz gegen das GG ver-
stößt (Art. 100 I 1 Alt. 2 GG). § 556d BGB könnte gegen Art. 14 GG, Art. 2 I GG,
Art. 3 I GG oder gegen das Bestimmtheitsgebot verstoßen.
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I. Art. 14 I GG
Fraglich ist, ob § 556d BGB gegen Art. 14 I GG verstößt. Ein Verstoß gegen Art. 14 I
GG liegt vor, wenn der Schutzbereich des Art. 14 I GG eröffnet ist, durch das Ge-
setz in diesen eingegriffen wird und dieser Eingriff nicht gerechtfertigt werden
kann.

1. Eröffnung des Schutzbereichs
a) Persönlicher Schutzbereich
Der persönliche Schutzbereich müsste eröffnet sein. Bei Art. 14 I GG handelt es
sich um ein sogenanntes Jedermann-Grundrecht. Der Schutzbereich umfasst na-
türliche Personen umfänglich. Da hier jedoch die Norm selbst überprüft werden
soll kommt es auf eine konkrete Person, die unter den Schutzbereich fallen muss,
nicht an, vielmehr reicht es aus, dass generell Personen unter den Schutzbereich
fallen können.

b) Sachlicher Schutzbereich
Auch müsste der sachliche Schutzbereich des Art. 14 I GG eröffnet sein. Art. 14 I
GG schützt alle privaten vermögenswerten Rechte. Dies beinhaltet auch das zivil-
rechtliche Sacheigentum (vgl. § 903 BGB), dessen Besitz und die Möglichkeit, die-
ses zu nutzen. Zur Nutzung gehört unter anderem auch die Ertragsziehung aus
der vertraglichen Überlassung des Eigentums an andere beispielsweise zur Be-
streitung der finanziellen Grundlage für die eigene Lebensführung. Hierzu zählt
auch die Vermietung von Eigentum von Vermieter:innen. Eben diese Befugnis
wird durch § 556d BGB tangiert.

2. Eingriff
Fraglich ist, ob durch § 556d I BGB ein Eingriff in den Schutzbereich des Art. 14 I
GG vorliegt. Eingriff ist jede staatliche, zurechenbare Grundrechtsverkürzung.
Art. 14 I GG kennt zwei Formen der Beschränkung, die Inhalts- und Schranken-
bestimmungen und die Enteignung. Die Inhalts- und Schrankenbestimmun-
gen im Sinne des Art. 14 I 2 GG verkürzen eine bereits bestehende oder noch ent-
stehende Eigentumsposition durch abstrakt-generelle Festlegungen von Rechten
und Pflichten des Eigentümers. Die Enteignung im Sinne des Art. 14 III GG ist die
finale, konkret-individuelle Entziehung des Eigentums für öffentliche Zwecke.
§ 556d I BGB regelt für Wohnraummietverträge, die in einem angespannten Woh-
nungsmarkt liegen, welche Höhe der Mietzins maximal im Vergleich zur ortsübli-
chen Miete betragen darf. Dadurch wurde eine abstrakte und generelle Regelung
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für eine Vielzahl von betroffenen Eigentümern geschaffen. Diese verkürzt die
bereits bestehenden Eigentumspositionen, indem in die Verfügungsmöglichkeit
über das Eigentum eingegriffen wird. Die Festlegung der Mietpreishöhe dient ins-
besondere auch nicht der Entziehung einer Eigentumsposition für öffentlich-
rechtliche Zwecke. Zwar fühlt sich die Vermieterin hier enteignet, ihr wird jedoch
kein Eigentum final entzogen und damit werden keine öffentlichen Zwecke er-
füllt. Somit handelt es sich bei § 556d I BGB um einen Eingriff in Form einer In-
halts- und Schrankenbestimmung im Sinne des Art. 14 I 2 GG.

3. Rechtfertigung
Es ist fraglich, ob dieser Eingriff verfassungsrechtlich gerechtfertigt werden kann.
Dafür muss eine verfassungsrechtliche Eingriffsermächtigung vorliegen und das
Gesetz formell und materiell verfassungsgemäß sein.

a) Verfassungsrechtliche Eingriffsermächtigung
Nach Art. 14 I 2 GG werden Inhalt und Schranken des Eigentums durch Gesetz be-
stimmt. Hierbei handelt es sich um eine mit einem einfachen Gesetzesvorbehalt
vergleichbare Eingriffsermächtigung.3 Es handelt sich bei § 556d BGB insbeson-
dere auch um ein Parlamentsgesetz im Sinne des Art. 20 III GG. Trotz des Wort-
lauts „Gesetze“ kann der Gesetzgeber nicht nur selbst Inhalts- und Schranken-
bestimmungen erlassen, er kann vielmehr auch die Verwaltung im konkreten
Fall ermächtigen. Das von Art. 14 I 2 GG geforderte Gesetz liegt demnach vor.

b) Formelle Verfassungsmäßigkeit des § 556d BGB
Laut Sachverhalt ist § 556d BGB formell verfassungsgemäß.

c) Materielle Verfassungsmäßigkeit des § 556d BGB
Fraglich ist, ob die Regelung auch materiell verfassungsgemäß ist. Dafür müsste
der § 556 I BGB insbesondere den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wahren.
Nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip muss der Eingriff einen legitimen Zweck
verfolgen, er muss zur Erreichung dieses Zwecks geeignet und erforderlich sein
und Eingriffszweck und Eingriffsintensität müssen in einem angemessenen Ver-
hältnis stehen (Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne).

3 Siehe zum Eingriff in Art. 14 GG Eisentraut, § 21.1, im OpenRewi Grundrechte Lehrbuch.
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1 Weiterführendes Wissen

Dabei ist der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz des Art. 14 II GG von besonderer Struktur. Zunächst
ist Art. 14 I GG ein ausgestaltungsbedürftiges Grundrecht. Damit bestehen grundsätzlich Spiel-
räume des Gesetzgebers. Bei dieser Ausgestaltung muss er sowohl die Eigentumsfreiheit schüt-
zen, als auch die Sozialbindung des Eigentums nicht unverhältnismäßig vernachlässigen. Zudem
ist er verpflichtet, die Interessen der Beteiligten in einen gerechten Ausgleich und ein ausgewo-
genes Verhältnis zu bringen. Dabei muss der Gesetzgeber die Eigenart und Bedeutung des ver-
mögenswerten Gutes oder Rechtes beachten, gegebenenfalls einen finanziellen Ausgleich schaf-
fen und den Eingriff durch Härteklauseln und Übergangsregelungen abfedern.

aa) legitimer Zweck
Mit der Festlegung der maximalen Mietpreissteigerung bei Wiedervermietung
verfolgt der Gesetzgeber den Zweck, der Verdrängung weniger leistungsfähiger
Bevölkerungsgruppen aus stark nachgefragten Wohnquartieren entgegenzuwir-
ken.4 Dieser Zweck lässt sich aus dem Sozialstaatsprinzip ableiten, nach welchem
der Staat für besonders schutzbedürftige Gruppen Regelungen schaffen kann,
die diese schützen. Zudem besteht ein gesellschaftspolitisches Interesse an einer
Durchmischung von Wohnquartieren. An einem solchen Schutz und einer Rege-
lung hierfür besteht daher ein öffentliches Interesse. Damit ist der hier aufgeführ-
te Zweck legitim.

bb) Geeignetheit
Die Regelung müsste geeignet sein. Eine Regelung ist geeignet, wenn sie die Errei-
chung des verfolgten Zwecks fördern, also die Möglichkeit der Zweckerreichung
erhöhen kann. Zwar kann es bei einem regulierten Mietmarkt dazu kommen, dass
sich auf eine einzelne Wohnung mehr Interessenten (nämlich einkommensstarke
und einkommensschwächere) melden und somit die Konkurrenz bei der Woh-
nungssuche steigt, sodass sich die Chancen weniger leistungsfähiger Bevölke-
rungsgruppen auf Wohnraum in stark nachgefragten Wohnquartieren nicht erhö-
hen. Trotzdem kann mit einer solchen Regulierung ein genereller Zugang zum
Wohnungsmarkt geschaffen werden, indem Preisspitzen abgeschnitten werden.
Es entsteht insgesamt eine Bremswirkung für die Entwicklung der Mietpreishöhe,
insbesondere wenn bereits regulierte Mieten in den Mietpreisspiegel einfließen.
Es ist möglich, dass dadurch einkommensschwächere Bevölkerungsschichten bei
einem Umzug nicht gezwungen sind, aus ihrer angestammten Umgebung fort-

4 BVerfG, Beschl. v. 18.7.2019, Az.: 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18, Rn. 60.
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zuziehen. Somit fördert die Regelung den legitimen Zweck und ist damit insge-
samt geeignet.5

cc) Erforderlichkeit
Die Regelung müsste zudem erforderlich sein. Erforderlich ist eine Maßnahme,
wenn kein gleich wirksames, die Grundrechte weniger beeinträchtigendes Mittel
zur Zweckerreichung zur Verfügung steht. Der Gesetzgeber muss sich innerhalb
seines Beurteilungs- und Prognosespielraumes bewegt haben. Eine die Eigen-
tumsposition der Vermieterin weniger beeinträchtigendes Mittel wäre z. B. die
Verbesserung der finanziellen Lage der Wohnungssuchenden beispielsweise
durch die Zahlung eines Wohngeldes. Es steht jedoch im Prognose- und Beurtei-
lungsspielraum des Gesetzgebers, zwischen diesen Optionen zu wählen und es ist
nicht erkennbar, dass dieses Mittel kurzfristig vergleichbar wirksam wäre.6 Auch
die Förderung des sozialen Wohnungsbaus wäre ein milderes, weniger in die
Rechte der Eigentümer:innen eingreifendes Mittel, aber ebenfalls kurzfristig nicht
vergleichbar wirksam. Die Regelung ist daher auch erforderlich.

dd) Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne
Die Regelung müsste auch verhältnismäßig im engeren Sinne (angemessen) sein.
Die Regelung ist verhältnismäßig im engeren Sinne, wenn sie die Grenze der Zu-
mutbarkeit wahrt. Es ist hier zwischen der Intensität des Eingriffs einerseits und
dem Gewicht der ihn rechtfertigenden Gründe andererseits abzuwägen. Die be-
troffenen Eigentümer:innen dürfen nicht übermäßig belastet werden, der Gesetz-
geber muss den betroffenen Interessen der Beteiligen soweit wie möglich Geltung
verschaffen.7

Im Rahmen einer Abwägung ist zu berücksichtigen, dass Art. 14 I GG dem:der
Grundrechtsträger:in einen Freiraum im vermögensrechtlichen Bereich erhalten
und dem:der Einzelnen damit die Entfaltung und eigenverantwortliche Gestal-
tung seines:ihres Lebens ermöglichen soll. Geschützt ist so auch die Freiheit, aus
der vertraglichen Überlassung des Eigentums zur Nutzung durch andere den Er-
trag zu ziehen, der zur finanziellen Grundlage für die eigene Lebensgestaltung
beiträgt. Soweit das Eigentum die persönliche Freiheit des Einzelnen im vermö-
gensrechtlichen Bereich sichert, genießt es einen besonders ausgeprägten Schutz.

5 BVerfG, Beschl. v. 18.7.2019, Az.: 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18, Rn. 62 ff.
6 BVerfG, Beschl. v. 18.7.2019, Az.: 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18, Rn. 67.
7 Siehe hierzu BVerfG, Beschl. v. 18.7.2019, Az.: 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18, Rn. 73 ff.
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Auf der anderen Seite geht die Befugnis des Gesetzgebers zur Ausgestaltung
des Eigentums durch Inhalts- und Schrankenbestimmungen umso weiter, je mehr
das Eigentumsobjekt in einem sozialen Bezug und in einer sozialen Funktion
steht. Das trifft auf die Erhebung von Mieten in besonderem Maße zu. Eine Woh-
nung hat für den:die Einzelne:n und dessen:deren Familie eine hohe Bedeutung.
Der Verhinderung von Verdrängung einkommensschwächeren Bewohner:innen
aus angestammten Quartieren kommt als Gemeinwohlbelang ebenfalls erhebli-
ches Gewicht zu. Bei der Abwägung der betroffenen Belange, insbesondere des
Eigentums für die Sicherung der Freiheit des:der Einzelnen im persönlichen Be-
reich (als Vermieter:in) einerseits und des Eigentums in seinem sozialen Bezug
sowie seiner sozialen Funktion (als Mieter:in) andererseits, verfügt der Gesetz-
geber über einen weiten Gestaltungsspielraum, da sich hier zwei grundrechtlich
geschützte Positionen gegenüberstehen. Dieser wird durch die wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Verhältnisse geprägt. Insbesondere kann der Gesetzgeber
die jeweiligen Verhältnisse und Umstände auf dem Wohnungsmarkt berücksich-
tigen und dabei den unterschiedlich zu gewichtenden Interessen bei einer Miet-
höhenregulierung im Bereich von Bestandsmieten einerseits und Wiedervermie-
tungsmieten andererseits Rechnung tragen. Dies hat der Gesetzgeber hier getan,
die Orientierung amMietspiegel ist dazu geeignet, die Wirtschaftlichkeit der Woh-
nungsvermietung auch zusätzlich sicherzustellen.

Auch werden die Auswirkungen der Mieterhöhungen dadurch abgemildert,
dass § 556d I BGB einen zehnprozentigen Aufschlag auf die ortsübliche Ver-
gleichsmiete zulässt. Die Regelung ist zudem auf eine Dauer von fünf Jahren be-
grenzt. Die Grenzen des im Rahmen des Art. 14 II GG bestehenden Gestaltungs-
spielraums überschreitet die in § 556d I BGB gefundene Regelung vor diesem
Hintergrund nicht. Der Gesetzgeber hat die schutzwürdigen Interessen der Eigen-
tümer:innen und die Belange des Gemeinwohls in einen gerechten Ausgleich und
in ein ausgewogenes Verhältnis gebracht. Die Regelung ist somit verhältnismäßig
im engeren Sinne.

4. Zwischenergebnis
Ein Verstoß gegen Art. 14 I GG liegt in der Regelung des § 556d BGB nicht vor.

II. Art. 2 I GG
Fraglich ist, ob die Regelung des § 556d BGB gegen Art. 2 I GG verstößt.

Der Schutzbereich des Art. 2 I GG umfasst die Vertragsfreiheit und damit auch
die Freiheit der Vertragsparteien, im Rahmen einer vertraglichen Vereinbarung
die Gegenleistung nach ihren Vorstellungen auszuhandeln. Ebenso schützt Art. 2
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I GG die Wohnungssuchenden, die sich durch ihre Bereitschaft, eine hohe Miete
zu zahlen, Vorteile auf dem Wohnungsmarkt verschaffen wollen. Da sich § 556d
BGB jedoch, wie bereits bei Art. 14 I GG festgestellt, innerhalb der Schranken der
verfassungsmäßigen Rechtsordnung hält, liegt hier kein Verstoß gegen Art. 2 I GG
vor.

III. Art. 3 I GG
Es könnte zudem ein Verstoß gegen Art. 3 I GG vorliegen.

1. Verfassungsrechtlich relevante (Un-)Gleichbehandlung
Art. 3 I GG gebietet, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln. Hieraus
folgt das Gebot, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich
zu behandeln. Der Gesetzgeber ist auch bei der inhaltlichen Festlegung von Ei-
gentümerbefugnissen an den Gleichheitssatz gebunden.8

Fraglich ist, ob durch § 556d BGB eine derartige Ungleichbehandlung von
Gleichem vorliegt. Durch das Abstellen auf regional abweichende ortsübliche
Vergleichsmieten könnte eine Ungleichbehandlung vorliegen. Da der Mietenspie-
gel in Mecklenburg-Vorpommern niedriger ist als in Berlin und in Mecklenburg-
Vorpommern zugleich die Mieten nur geringfügig angestiegen sind, ist hier die
finanzielle Beeinträchtigung der Vermieter:innen geringer, wenn eine „Mietpreis-
bremse“ eingesetzt wird. Damit liegt eine Ungleichbehandlung aufgrund des Ab-
stellens auf die regional abweichende ortsübliche Vergleichsmiete vor.

Zudem könnte eine Gleichbehandlung von Ungleichem vorliegen. § 556d BGB
unterscheidet nicht zwischen gewerblichen Vermieter:innen und privaten Ver-
mieter:innen, die mit den Mieteinnahmen ihren Lebensunterhalt bestreiten. Da-
mit gilt eine Regelung in gleicher Art und Weise für zwei unterschiedliche Adres-
sat:innengruppen. Somit liegt eine verfassungsrechtliche Gleichbehandlung von
Ungleichem vor.

2. Rechtfertigung
Fraglich ist, ob die (Un-)Gleichbehandlungen gerechtfertigt werden können.
Art. 3 I GG verwehrt dem Gesetzgeber nicht jede Differenzierung. Differenzierun-

8 Siehe zum Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 GG Macoun, § 19.1, im OpenRewi Grund-
rechte Lehrbuch.
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gen bedürfen jedoch der Rechtfertigung durch Sachgründe, die dem Ziel und dem
Ausmaß der Ungleichbehandlung angemessen sind. Es wird dafür ein stufen-
loser, am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit orientierter verfassungsrechtlicher
Prüfungsmaßstab zugrunde gelegt, dessen Inhalt und Grenzen sich nicht abs-
trakt, sondern nur nach den jeweils betroffenen unterschiedlichen Sach- und Re-
gelungsbereichen bestimmen lassen. Der Maßstab für eine Prüfung liegt dabei
zwischen einer gelockerten Willkürprüfung und strengen Verhältnismäßig-
keitsanforderungen. Eine strengere Bindung des Gesetzgebers kann sich aus
den jeweils betroffenen Freiheitsgrundrechten ergeben. Dabei verschärfen sich
die verfassungsrechtlichen Anforderungen, je weniger der Merkmale, an die die
gesetzliche Differenzierung anknüpft, für den/die Einzelne:n verfügbar sind oder
je mehr sie sich denen des Art. 3 III GG annähern.9 Da sich die regional abwei-
chende ortsübliche Vergleichsmiete und die daraus folgenden Unterschiede bei
der zulässigen Miethöhe auf die Eigentumsgarantie der Vermieter:innen auswir-
ken und auch die Freiheit, die Miethöhe im Rahmen einer vertraglichen Verein-
barung auszuhandeln betroffen ist, ist hier eine strenge Verhältnismäßigkeitsprü-
fung vorzunehmen.10

a) Verhältnismäßigkeit des Abstellens auf regional abweichende ortsübliche
Vergleichsmieten

Fraglich ist, ob das Abstellen auf regional abweichende ortsübliche Vergleichs-
mieten verhältnismäßig ist.

aa) Legitimer Zweck
Zunächst müsste die Ungleichbehandlung einen legitimen Zweck verfolgen. Das
Abstellen auf die ortsübliche Vergleichsmiete hat den Zweck, die Marktbezogen-
heit der regulierten Miethöhe und damit die Wirtschaftlichkeit der Vermietung si-
cherzustellen. Dies geschieht, um die auf unterschiedlichen Wohnungsmärkten
herrschenden Bedingungen abzubilden.11 Dieser Zweck ist auch legitim.

9 BVerfG, Beschl. v. 18.7.2019, Az.: 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18, Rn. 94.
10 BVerfG, Beschl. v. 18.7.2019, Az.: 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18, Rn. 95.
11 BVerfG, Beschl. v. 18.7.2019, Az.: 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18, Rn. 96.
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bb) Geeignetheit
Auchmüsste die Regelung geeignet sein, einen hinreichenden Bezug zur regional
unterschiedlichen Marktmiete herzustellen und damit auch die Wirtschaftlichkeit
der Vermietung sicher zu stellen. Geeignetheit setzt voraus, dass sie das angestreb-
te legitime Ziel zumindest fördert. § 556d I BGB verweist auf den § 558 II BGB. Nach
diesem wird die ortsübliche Vergleichsmiete anhand der für vergleichbaren
Wohnraum in den letzten vier Jahren vereinbarten Miete ermittelt. Dadurch, dass
sich die Regelung auf die jeweils regional bestehenden Vergleichsmieten bezieht,
wird eine direkte Verbindung zum regionalen Mietmarkt hergestellt.

Das durch den Gesetzgeber angestrebte Ziel, die auf unterschiedlichen Woh-
nungsmärkten herrschenden Bedingungen abzubilden, wird damit gefördert.

cc) Erforderlichkeit
Zudemmüsste die Regelung erforderlich sein. Erforderlichkeit liegt vor, wenn ei-
ne Regelung bei gleicher Wirksamkeit das mildeste Mittel darstellt. Ein milderes
Mittel könnte es darstellen, die höchstzulässige Miete an der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit der Mieter:innen und Wohnungssuchenden zu orientieren. Je-
doch fließt die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit auch über die ortsübliche Ver-
gleichsmiete jedenfalls mittelbar in die höchstzulässige Miete ein. Damit ist das
Abstellen auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit kein milderes Mittel, die Er-
forderlichkeit ist gegeben.

dd) Angemessenheit
Auchmüsste die Regelung angemessen sein. Bei der Prüfung derAngemessenheit
kommt es auf die Zweck-Mittel-Relation an. Vermieter:innen können die Lage der
zu vermietenden Wohnung nicht beeinflussen. Dies gebietet jedoch nicht, eine
bundesweit einheitliche Miethöhe zu ermöglichen. Die Wirtschaftlichkeit der
Vermietung hängt ebenfalls von den auf den regionalenMärkten vorherrschenden
Bedingungen ab. Eine bundeseinheitlicheMietobergrenzewürde nicht an diewirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit der einzelnen Mieter anknüpfen und könnte damit
auch nicht der Verdrängung einkommensschwächerer Mieter aus ihren ange-
stammten Wohnquartieren entgegenwirken. Zwar können mit einer an der orts-
üblichen Vergleichsmiete orientierten Mietobergrenze im Einzelfall wirtschaft-
liche Nachteile für Vermieter:innen einhergehen. Eine regional ermittelte
Vergleichsmiete bildet jedoch die Preisentwicklung vonWohnraum in dem voran-
gegangenen vierjährigen Ermittlungszeitraum ab (vgl. § 558 II BGB). Daraus ergibt
sich, dass für vergleichbareWohnungen entsprechend niedrigeMietabschlüsse zu
verzeichnen gewesen sind. Eine die ortsübliche Vergleichsmiete übersteigende
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Miete würde daher zu einemMietanstieg führen, den dieMiethöhenregulierung im
Interesse von Wohnungssuchenden und Bestandsmietern gerade verhindern
möchte12. Damit ist das Abstellen auf die örtliche Vergleichsmiete zur Erreichung
des angestrebten Zwecks auch angemessen.

ee) Zwischenergebnis
Damit ist das Abstellen auf regional abweichende ortsübliche Vergleichsmieten
verhältnismäßig.

b) Verhältnismäßigkeit der Gleichbehandlung von privaten und gewerblichen
Vermieter:innen

Fraglich ist außerdem, ob die Gleichbehandlung von privaten und gewerblichen
Vermietern verhältnismäßig ist.

Der legitime Zweck der Regelung ist die Miethöhenregulierung. Die gewähl-
te Maßnahme ist geeignet und erforderlich, um die Verdrängung einkommens-
schwächerer Bevölkerungsgruppen aus nachgefragten Stadtvierteln wirksam zu
verhindern und Wohnungssuchenden aus diesen Bevölkerungsgruppen dort wei-
terhin die Anmietung von Wohnungen zu ermöglichen. Mit der gewählten Maß-
nahme kommt es zu einer Dämpfung der Mieten unterschiedslos und ungeachtet
der wirtschaftlichen Bedeutung der Mieteinnahmen für die Vermieter:innen. Die
Maßnahme ist aus angemessen. Durch die gewählte Maßnahme werden private
Vermieter:innen nicht unangemessen belastet. § 556d BGB sichert dem:der Ver-
mieter:in eine am örtlichen Markt orientierte Miete, die die Wirtschaftlichkeit der
Wohnung regelmäßig sicherstellt. Zugleich droht wegen der zeitlichen Befristung
der Miethöhenregulierung keine unzumutbare Beeinträchtigung solcher privaten
Vermieter, die ihren Lebensunterhalt durch Vermietung erwirtschaften.13

c) Ergebnis Rechtfertigung
Beide (Un-)Gleichbehandlungen können gerechtfertigt werden.

3. Zwischenergebnis
Es liegt kein Verstoß gegen Art. 3 I GG vor.

12 BVerfG, Beschl. v. 18.7.2019, Az.: 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18, Rn. 99.
13 BVerfG, Beschl. v. 18.7.2019, Az.: 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18, Rn. 101.
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C. Ergebnis

Die Vorlage des LG Berlin ist zulässig, aber unbegründet.

1Weiterführendes Wissen

Der hier zu Grunde liegende Entscheidung zur Mietpreisbremse folgte eine weitere Entscheidung
des BVerfG zum sogenannten „Berliner Mietendeckel“14. Das Berliner Abgeordnetenhaus hatte
ein Gesetz erlassen, nachdem Mieten in Berlin insgesamt gedeckelt wurden. Hierzu entschied
das BVerfG, dass das Berliner Abgeordnetenhaus außerhalb seiner Gesetzgebungskompetenzen
gehandelt hatte und das Gesetz zum „Berliner Mietendeckel“ daher formell rechtswidrig war. Re-
gelungen zur Miethöhe fallen in die konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes
gem. § 74 I 1 GG, von der der Bundesgesetzgeber mit den §§ 556–561 BGB abschließend Ge-
brauch gemacht hat.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Ein Eingriff in das Eigentum von Vermieter:innen kann aufgrund des Schutzes von sozia-

len Belangen der Mieter:innen gerechtfertigt sein.
– Der Gesetzgeber hat bei der Ausgestaltung von Inhalts- und Schrankenbestimmungen

im Sinne des Art. 14 GG einen weiten Gestaltungsspielraum.
– Bei der Prüfung der Rechtfertigung im Rahmen des Art. 3 I GG muss zunächst der Maß-

stab für die Überprüfung einer Ungleichbehandlung festgelegt werden, bevor die eigent-
liche Rechtfertigungsprüfung durchgeführt werden kann.

Weiterführende Studienliteratur
– Dieser Fall beruht auf BVerfG, Beschluss vom 18. Juli 2019, Az.: 1 BvL 1/18
– Hans-Jürgen Papier/Christoph Krönke, Grundkurs Öffentliches Recht 2 – Grundrechte,

4. Auflage Heidelberg 2020, S. 112–124

Dieses Kapitel darf gerne kommentiert, verändert und beliebig genutzt wer-
den. Jeder Link in der PDF-Version des Textes führt zur Überarbeitungsmög-
lichkeit bei der Plattform Wikibooks. Eine konkrete Anleitung zur Mitarbeit
& Weiternutzung findet sich auf unserer Homepage | ebenfalls über den ab-
gebildeten QR-Code mit der Smartphone-Kamera erreichbar.

14 BVerfG, Beschl. v. 25.3.2021, Az.: 2 BvF 1/20.
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